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Meinen Söhnen Vincent und Benjamin gewidmet.


Sowie allen Menschen, die für eine freiere Welt kämpfen, in der Frauen die gleichen Rechte wie Männer haben, alle Kinder ohne Gewalt und Hunger aufwachsen und alle Menschen ihre Meinung frei äußern dürfen.




Vorwort


2016 ist ein besonders spannendes Jahr in der Geschichte der westlichen Demokratien. In Großbritannien hat sich die Mehrheit der Bevölkerung für das Verlassen der EU entschieden, in Frankreich zeigen Umfragen eine Mehrheit für einen ebensolchen Austritt des Landes und Marie Le Pen vom Front National hat gute Chancen auf das Präsidentenamt. In Deutschland wiederum kann die rechte AfD hoffen, mit einem zweistelligen Prozentanteil in den Bundestag einzuziehen. In den USA hat Donald Trump die Chance, Obama als US-Präsident nachzufolgen.


Als geborener Österreicher und aufgewachsen in einem vereinten Europa, lebe ich seit über sechs Jahren in den Vereinigten Staaten und entdecke auf beiden Seiten des Atlantiks viele Parallelen. Es gibt einen starken Trend, der sich gegen etablierte Parteien und erfahrene Politiker, ja sogar gegen die „herrschende Klasse“ aus Politik, Wirtschaft und Kultur richtet. Im Gegensatz zu vielen anderen sehe ich diese Entwicklung allerdings nicht negativ, sondern verstehe sie als eine natürliche Reaktion breiter Bevölkerungsschichten auf eine Politik, die sich in Wirtschafts-, Steuer- und Einwanderungsfragen gegen die Interessen der Mittelschicht richtet. Ob dieser Eindruck mit der Faktenlage übereinstimmt oder nicht, ist hier nicht die Frage, denn die Wahrnehmung bestimmt das Wahlverhalten und damit die Realität.


In Europa vermissen viele junge Menschen eine gemeinsame Vision ihres Landes und der EU sowie wirtschaftliche Aufstiegschancen. Der Mittelstand sieht sich als Opfer eines wachsenden staatlichen Zugriffs und einer EU-Bürokratie, die immer höhere Steuern und immer neue Regulierungen hervorbringt. Zur gleichen Zeit können sich Reiche und Großkonzerne zunehmend der Steuerlast entziehen und Einfluss erkaufen, während viele arme Menschen inklusive der Migranten Nutznießer des Sozialstaates europäischer Prägung sind. Die Flüchtlingskrise hat die Hilflosigkeit des größten Wirtschaftsraums der Welt gezeigt, der im Jahr 2015 nicht einmal seine Außengrenze sichern konnte und zuließ, dass Millionen Menschen, hauptsächlich junge muslimische Männer, ohne jede Kontrolle quer durch Europa marschierten. Die mangelnde Solidarität bei der Verteilung der Flüchtlinge, gepaart mit terroristischen Anschlägen, hat die Mittelschicht endgültig zum Aufstand mittels ihrer Wahlstimmen bewegt. Während der mangelnde Anstieg bei den Realeinkommen der Mittelschicht durch globale Trends wie Globalisierung und Technisierung bedingt ist, ist die Hilflosigkeit bei der Migration ganz offensichtlich ein Problem der EU-Institutionen und ihrer mangelnden Selbstständigkeit und Handlungsfähigkeit in außenpolitischen und militärischen Fragen. Natürlich tragen die USA eine Haupt- oder Mitschuld am Aufstieg des sogenannten Islamischen Staates, aber diese Erkenntnis an sich trägt nicht dazu bei, die Sicherheit des größten und reichsten Wirtschaftsraums der Welt zu verbessern und seine Bürger zu schützen. Der EU mangelt es an wahren Führungspersönlichkeiten, die in kurzer Zeit eine Militärallianz schmieden könnten, um mit den 30.000 Barbaren fertigzuwerden, die sich in Syrien und im Nordirak „Islamischer Staat“ schimpfen. Die Schaffung und Verteidigung einer Schutzzone in Nordsyrien und im Nordirak wäre weitaus menschlicher, effektiver, verantwortungsvoller und günstiger, als Millionen junge islamische Männer ohne geeignete Ausbildung und kulturelles Verständnis für die Aufnahmeländer in Westeuropa hereinzulassen, die eigentlich lieber zu Hause geblieben wären. Das ist eine kurzfristige, verantwortungslose Politik, die hier von Merkel und Co. betrieben wird und für die die Menschen mit steigendem Antisemitismus, Frauenfeindlichkeit, sexuellen Attacken, Angriffen auf Homosexuelle sowie radikalislamistischen Anschlägen bezahlen.


Es ist eine Ironie der Geschichte, dass Europa sich nach den Bush-Jahren einen friedfertigen US-Präsidenten gewünscht und ihn mit Obama auch bekommen hat, es aber nun die Konsequenzen eines in der Weltpolitik entstandenen Machtvakuums tragen muss. Denn die EU hat weder den Willen noch die Systeme, um gegen den Islamischen Staat zu kämpfen.


In den USA zeigt sich der Unmut der Mittelschicht im großen Erfolg des Populisten Donald Trump auf rechter und in dem von Bernie Sanders auf linker Seite. Ähnlich wie in Europa erkannten viele Journalisten und Politiker den Trend, der Donald Trump unaufhaltsam der republikanischen Nominierung näherbrachte, nicht. Zuerst wurde er als lustige Randerscheinung und Reality-TV-Star gesehen. Dann wurden seine Wähler als Bewegung zorniger, ungebildeter, weißer „Globalisierungsverlierer“ aus dem Süden der USA abgetan. Als sich aber seine Wahlerfolge in Neuengland, um die Großen Seen herum und an der US-Westküste fortsetzten, wurde schnell klar, dass es sich um eine breitere Bewegung handelt, die alle Bildungs- und Einkommenslevel abdeckt und schon bald bei den Vorwahlen über 60% der Stimmen errang.


Bis noch vor einem Jahr hatte es so ausgesehen, dass die Demokraten mit Hillary Clinton eine unbesiegbare Kandidatin hätten, die nicht nur den perfekten Erfahrungshintergrund mitbrachte, sondern auch den beliebtesten noch lebenden Präsidenten zum Mann hat. Gute Umfragewerte sowie weit und breit keine ernst zu nehmenden parteiinternen Herausforderer verstärkten diesen Eindruck. Die Republikaner hatten 17 Kandidaten, waren gespalten zwischen Tea-Party-Bewegung und dem Rest der Partei und hatten an Glaubwürdigkeit bei ihrer eigenen Basis verloren, nachdem sie trotz Mehrheit im US-Kongress keine Erfolge vorweisen konnten.


Der Einstieg von Donald Trump ins Rennen um die US-Präsidentschaft änderte schlagartig alles, aus Neugier wurde Interesse und aus Interesse immer bessere Umfragewerte für ihn. Diese sanken auch dann nicht, als Trump mit immer umstritteneren Aussagen aufhorchen ließ. Die Medien unterstützten seinen Aufstieg indirekt und unfreiwillig, indem sie ihm auf der Jagd nach Quoten eine unbezahlte und kontinuierliche Berichterstattung widmeten. Die Vorwahldebatten auf republikanischer Seite brachten fünf- bis zehnmal höhere Einschaltquoten als in früheren Wahlgängen. So gab es innerhalb eines Jahres zwei Milliarden US-Dollar an Gratis-Berichterstattung für Donald Trump. Seine Aussagen und Auftritte ließen keinen kalt und bewegten sich zwischen Reality-TV-Unterhaltung und seriöser Politdebatte. Hillary Clinton hingegen tat sich weitaus schwerer, gegen den sozialistischen Populisten Bernie Sanders anzukommen, der vor allem die jungen und weißen Amerikaner auf demokratischer Seite für sich mobilisieren konnte. Sie konnte nur dank starker Mehrheiten bei Schwarzen und Hispanoamerikanern die Vorwahlen auf demokratischer Seite für sich gewinnen.


Donald Trumps Kampagne ist eher eine Marken- und Produktkampagne als eine politische Kampagne. Er verspricht, seinen Erfolg als Geschäftsmann auf Amerika zu übertragen und so Amerika und die Amerikaner wieder zu „Gewinnern“ zu machen. Er punktet dabei mit Authentizität und Quereinsteiger-Qualitäten und will wieder Vernunft in die Politik bringen, abseits von politischem Lagerdenken und Ideologie. Seine Kernthemen sind so einfach wie populär: innere und äußere Sicherheit, strengeres Vorgehen gegen illegale und radikalislamische Einwanderung und mehr Protektionismus für die US-Wirtschaft. Damit punktet er sowohl bei den sogenannten Independents, den Unabhängigen, die sich keiner Parteiseite zugehörig fühlen, als auch bei eigentlich Demokraten-Wählern, die die Gewerkschaften unterstützen und schon lange gegen Freihandelsabkommen wettern.


Donald Trump ist ein Kind der 1980er Jahre und hat sich seither einige Male ideologisch, persönlich und finanziell neu erfunden. Er ist in dritter Ehe verheiratet. Im Jahre 1990 durchlitt er den Bankrott einiger seiner Firmen, vor allem durch den Niedergang der Casino-Stadt Atlantic City, einem Las Vegas im Kleinformat an der amerikanischen Ostküste. Ideologisch ist er schwer einzuordnen, da er erst seit 2012 Republikaner ist, davor war er Demokrat oder auch Anhänger der Reformpartei. Seine Themen kommen von beiden Seiten des politischen Spektrums, er möchte Demokraten ebenso wie Republikaner ansprechen.


Viele Amerikaner haben die Hoffnung, dass Trump ideologisch flexibel agieren wird, sollte er Präsident werden, dass er sich einzig dem Volk verpflichtet fühlt und nicht den Lobbyisten. Damit erhoffen sie sich ein Aufbrechen der politischen Lähmung, die seit sechs Jahren die US-Politik dominiert und diese praktisch handlungsunfähig macht. Trumps Aufstieg ist eine klare Reaktion auf Obamas Präsidentschaft. Seine Anhänger sehen in ihm einen Anti-Politiker und Anti-Obama, der sagt, was er denkt. Nach der sehr defensiven Außenpolitik der USA unter Obama wünschen sich viele wieder einen durchsetzungsstarken Präsidenten, der stärker gegenüber Machtmenschen wie Putin, Erdoğan oder dem chinesischen Präsidenten auftreten kann. Das Risiko einer ungewissen Trump-Präsidentschaft ist vielen Amerikanern lieber als eine Fortführung der Clinton-Ära mit ihrer langen Geschichte an Skandalen, die gerade wieder durch die E-Mail-Affäre und Machenschaften rund um die Clinton Foundation (Bill Clintons wohltätige Organisation, die er seit seiner Amtszeit weltweit betreibt) neues Material erhalten hat.


Außenpolitisch sehen viele Amerikaner die USA auf einem Holzweg, vor allem wegen der mangelnden Erfolge im Vorgehen gegen den IS, der sieben radikalislamischen Terroranschläge auf US-Boden während der Obama-Präsidentschaft und einer Zunahme von Unruhe und Chaos im Nahen Osten, aber auch aufgrund der Flüchtlingsströme und den sich daraus ergebenden politischen Konsequenzen in Europa. Innenpolitisch vermissen viele eine effektive Regierung, die mit dem US-Kongress zusammenarbeitet und die explodierenden Staatsschulden in den Griff bekommt. In diesem Stimmungsklima erscheint es vielen Amerikanern besser, das Risiko einer Trump-Präsidentschaft einzugehen, als für eine Verlängerung der Obama-Präsidentschaft mit einer nicht vertrauenswürdigen Politikerin wie Hillary Clinton zu stimmen.


Mit diesem Buch möchte ich gerne tiefere Einblicke in den Politiker Donald Trump geben und die Gründe für seinen politischen Aufstieg benennen. Dabei geht es mir darum, seine Marketingstrategie, seine Sprache, seine Reden und seine Medientaktik zu erklären. Außerdem möchte ich eine Vorschau auf eine potenzielle Trump-Präsidentschaft geben. Mein Ziel ist es, mit diesem Buch zu einer fundierteren Diskussion der US-Wahl in Europa beizutragen, abseits der stark einseitig gefärbten europäischen (Anti-Trump-)Berichterstattung. Dabei möchte ich die Leser über gegenwärtige Trends in den USA informieren, ihnen die Themen der Wahl, deren demografische und geografische Besonderheiten und auch die Themen der Trump-Kampagne näherbringen. Vor allem meine Perspektive als Marketingexperte soll dazu beitragen, den Geschäftsmann und Starverkäufer Donald Trump zu analysieren und Europa auf die wichtige US-Präsidentschaftswahl im November 2016 vorzubereiten.




Kapitel 1: Das Phänomen Trump


Perfekte Voraussetzungen


Die republikanischen Vorwahlen waren spannend wie selten zuvor. Sie boten das vielfältigste und größte Angebot an Kandidaten, das es jemals gab: Es reichte von einer ehemaligen Hewlett-Packard-Chefin über einen Reality-TV-Star, einen berühmten Arzt bis zu unzähligen Senatoren und Gouverneuren. Viele der Kandidaten waren in der Republikanischen Partei anerkannte Parteigrößen mit langer politischer Erfahrung. Jedoch trafen diese Kandidaten auf republikanische Wähler, die nie zuvor so ablehnend gegenüber etablierten und erfahrenen Politikern eingestellt waren.


Auch wenn Donald Trumps Kampagne immer improvisiert wirkt und er dieses Image auch aktiv forciert, hat er schon lange den richtigen Moment für eine Kandidatur für die US-Präsidentschaftswahl ausgelotet. Bereits 1987 bekundete er erstmals Interesse, dann noch mal als Kandidat der Reformpartei im Jahre 2000 und als Republikaner im Jahr 2012. Im Jahr 2014 analysierte er mit drei Beratern – Roger Stone, Michael Cohen und Sam Nunberg – seine Chancen für die Wahl im Jahr 2016. Sie erkannten sehr bald, dass auf republikanischer Seite sehr viele Kandidaten mit reichlich politischer Erfahrung antreten würden. Deswegen suchten sie bereits damals nach Strategien, um sich angesichts eines solchen Mitbewerberfeldes durchsetzen zu können. Die gewählte Strategie bestand darin, die Debatte mit polarisierender Rhetorik und provokanten Botschaften zu bestimmen, auf diese Weise unbezahlte Medienberichterstattung zu bekommen und idealerweise in den Umfragen früh zu punkten. Damit sollte nicht nur Themenführerschaft und Durchsetzungsstärke demonstriert, sondern auch eine möglichst kosteneffiziente und selbstfinanzierte Kampagne geführt werden. (1)


Donald Trump analysierte die Ausgangslage und sah diese Strategie als erfolgversprechend an, zumal er auch gegen Jeb Bush antrat, den Sohn und Bruder eines US-Präsidenten und absoluten Parteifavoriten, der über das größte Netzwerk an politischen Kontakten und damit mit Abstand über das meiste Geld zur Finanzierung seines Wahlkampfs verfügte.


Bevor Donald Trump in den Wahlkampf eintrat, war Jeb Bush führend in den Umfragen der republikanischen Vorwahlen gewesen, aber auch er lag in den Umfragen weit hinter der auf demokratischer Seite gesetzten Hillary Clinton zurück. Nachfolgend werde ich auf die sieben Gründe eingehen, die Donald Trump bei den US-Vorwahlen der Republikanischen Partei zum Sieg verholfen haben – eine politische Sensation, die fast keiner erwartet hatte.


Die Wirtschaftslage und die politische Lähmung in den USA


Fast alle US-Präsidentschaftswahlen werden durch die Wirtschaftslage oder besser gesagt, durch die subjektiv empfundene Wirtschaftslage entschieden. Schon Ronald Reagan fragte nach vier Amtsjahren von Jimmy Carter die Amerikaner: „Are you better off?“, „Geht es euch besser?“, und gewann die Wahl, weil die meisten Amerikaner die Frage für sich mit Nein beantworteten. Auch Bill Clintons Fokus lag 1992 auf der Wirtschaft, womit er George Bush besiegen konnte, trotz dessen erfolgreicher Operation „Desert Storm“ im Ersten Irakkrieg. Es gibt sogar Modelle, wie von der Investmentbank Moody’s, die nur wirtschaftliche Faktoren betrachten, um die Wahrscheinlichkeit eines Regierungswechsels vorherzusagen. Bereits im Jahr 2008 hatten sich die USA in einer tiefen Rezession befunden, 2015/16 ging es der Wirtschaft zwar wieder besser, aber die politische Lähmung des Landes zwischen dem demokratischen Präsidenten und dem republikanischen Kongress wurde als unerträglich empfunden. Die offiziellen Arbeitslosenzahlen hatten sich seit 2008 ebenfalls positiv entwickelt, aber die Realeinkommen der Mittelschicht stagnierten seit mehr als einem Jahrzehnt. Weite Teile der Mittelschicht waren zornig und wollten alles, außer etablierte Politiker. 2010 führte dies zur Wahl von Tea-Party-Vertretern, also extrem fiskalkonservativen Republikanern, wodurch viele gemäßigte Stimmen in der Partei verdrängt wurden. Diese „Tea-Party-Revolution“ brachte viele Politiker nach Washington, die unter keinen Umständen dazu bereit waren, mit Obama zu verhandeln oder nach Kompromissen zu suchen. Nachdem aber die breite republikanische Mehrheit im Kongress seit 2010 keinerlei Erfolge vorzuweisen hatte, richtete sich die Ablehnung vieler republikanischer Wähler bei den Vorwahlen 2016 auch gegen die Politiker ihrer eigenen Partei.


In Amerika haben viele Arbeiter und weite Teile der Mittelschicht das Gefühl, dass ihre Stimme in der Politik nicht mehr gehört wird. Sie fühlen sich von der Republikanischen Partei und von Politikern im Allgemeinen im Stich gelassen. Sie merken, wie ihre Bedenken gegen Immigration und Freihandelsabkommen gegenüber den Interessen der Großkonzerne hintangestellt werden, weil diese mittels ihrer Lobby den Wahlkampf der Politiker finanzieren.


Dazu kommt, dass der amerikanische Optimismus, der bisher immer eines der Hauptunterscheidungsmerkmale zwischen Europa und Amerika war, dramatisch abnimmt. Zum ersten Mal in der US-Geschichte zeigt sich jetzt, im Jahr 2015/16, dass 76% der Amerikaner nicht mehr daran glauben, dass es ihre Kinder einmal besser haben werden als sie selbst. Das ist das schlechteste Ergebnis in der Geschichte und es ist quer durch alle Bevölkerungsschichten zu finden, unabhängig von Rasse, Alter, Einkommen und Parteizugehörigkeit. Die Umfrage wird seit 1942 durchgeführt und brachte bereits in den 1990er und 2000er Jahren eine starke Verschlechterung zutage, wahrscheinlich in starker Korrelation mit dem Rückgang bei den Realeinkommen von Mittelschichtsfamilien. (2)


Andere Zahlen untermauern die schwierige Wirtschaftslage, abseits von steigenden Börsenkursen und (offiziell) sinkender Arbeitslosigkeit: 93 Millionen Amerikaner arbeiten nicht, 44 Millionen sind auf Lebensmittelmarken angewiesen und das Staatsdefizit ist auf 19 Trillionen US-Dollar angewachsen, das sind mehr als 42.000 Dollar für jeden Amerikaner, vom Kleinkind bis zum Greis.


Weitere Fakten:




	
Zwei Drittel der Amerikaner glauben, dass die Wirtschaft die Reichen bevorzugt.


	Fast 70% glauben, dass sich Politiker nicht um die Mittelschicht kümmern. (3)


	Die wirtschaftliche Erholung seit 2011 hat die Arbeitslosigkeit reduziert, aber die Einkommen stagnierten in dieser Zeit.


	Viele junge Menschen leiden unter hohen, aus ihrem Studium resultierenden Schulden und tun sich schwer, danach einen adäquaten Job zu finden.


	Die Mittelschicht ist geschrumpft durch den technologischen Fortschritt und die Auslagerung von Industriejobs nach China und Mexiko.





Viele Amerikaner haben sich während der republikanischen Vorwahlen gefragt, welcher der Kandidaten am mutigsten und durchsetzungsstärksten wäre, um die Politiker beider Parteien zusammenzubringen und damit die Lähmung in der Politik, die in Washington, D.C., in den letzten Jahren vorherrschte, aufzubrechen. Dadurch ergab sich eine ideale Einstiegsmöglichkeit für den unabhängigen und von sich mehr als überzeugten Immobilienmogul Donald Trump.


George Packer schreibt in einem Artikel für die Zeitschrift New Yorker:


„Seit 1964 hat jeder republikanische Präsidentschaftskandidat die Mehrheit bei weißen Amerikanern gewonnen. Obama haben nur 40% der weißen Amerikaner gewählt und er hat trotzdem die Präsidentschaft gewonnen, weil er so stark bei Hispanoamerikanern und Schwarzen gepunktet hat und viele junge Wähler zum Wählen animieren konnte. Im Jahr 1976 lag der Anteil weißer Amerikaner bei den Wählern noch bei 89%, im Jahr 2016 wird dieser Anteil voraussichtlich nur noch bei 70% liegen. Weiße Amerikaner mittleren Alters ohne höhere Ausbildung haben nicht nur wirtschaftlich gesehen schlechtere Chancen, auch ihre Lebenserwartung ist in den letzten Jahren gesunken. Diese sinkende Lebenserwartung gibt es sonst in keiner anderen Altersgruppe oder ethnischen Gruppe in den USA. Alkohol, Opiate und Selbstmord sind in dieser Gruppe stark gestiegen, was Zeichen der Verzweiflung sind. Anfänglich war Donald Trumps Unterstützung gerade in diesen Gruppen besonders stark.“ (4)


Der Zustand der Republikanischen Partei und wie sie durch ihre Wähler wahrgenommen wird


Es brauchte einige Zeit, bis sich die Führung der Republikanischen Partei an den Gedanken gewöhnt hatte, dass Donald Trump durch die Vorwahlen die Führung ihrer Partei übernommen hatte. Die Partei von Abraham Lincoln und Ronald Reagan wird ab jetzt von einem Immobilientycoon geführt, der sich von einem Reality-TV-Star (The Apprentice) in einen ideologisch flexiblen Politiker verwandelt hat. Er weicht allerdings bei vielen Themen klar von der Linie der Republikanischen Partei ab: in seiner Ablehnung internationaler Handelsabkommen und eines Mindestgehalts, aber auch in seiner Befürwortung staatlicher Sozialprogramme (Social Security, Medicare).


Die Republikanische Partei kann ihren Wählern gegenüber auf keine Erfolge verweisen. Obwohl die Partei seit 2010 die Mehrheit im US-Kongress (Senat und Repräsentantenhaus) hat, konnte sie kein einziges wesentliches Anliegen ihrer Wählerschaft durchsetzen. Dem Rasmussen-Bericht vom Februar 2016 zufolge glauben 61% der Amerikaner, dass Kongressabgeordnete ihr Abstimmungsverhalten nach den Lobbyisten und Wahlspenden ausrichten, und nur 11% finden, dass der US-Kongress gute Arbeit macht. Umfragen zur Zeit der Vorwahlen haben gezeigt, dass die Wähler seit 1992 noch nie so unzufrieden waren mit der Republikanischen Partei. Nur noch 33% der Amerikaner haben eine positive Meinung von der Partei. Insgesamt wurde ein neuer Rekordwert bei der Unzufriedenheit mit beiden großen Parteien des Landes erreicht. (5)


Die amerikanische Mittelschicht, die die amerikanische Demokratie trägt, hat nicht in gleichem Ausmaß von der wirtschaftlichen Erholung seit der Krise in den Jahren 2008 bis 2009 profitiert wie die Oberschicht. Dazu kommt die seit sechs Jahren anhaltende politische Lähmung, deren wesentlicher Grund die Macht der Lobbyisten ist, die mit ihrem Einfluss auf die Politiker Einigungen viel schwieriger machen. Seit dem Citizens-United-Urteil des Obersten Gerichtshofs der USA dürfen Lobbyisten unbegrenzt Spenden für Politiker und Parteien über sogenannte Super PACs (Political Action Committees) einsetzen und damit sehr effektiv Werbung für oder gegen Politiker und deren Anliegen machen.


Viele wichtige Republikaner spalten die Partei noch stärker, indem sie sich offen gegen Donald Trump als offiziellen Präsidentschaftskandidaten stellen. Jeb Bush beispielsweise hat zwar vor den Vorwahlen noch unterschrieben, dass er jeden Kandidaten der Republikaner fürs Präsidentenamt unterstützen werde, aber er fühlt sich jetzt nicht mehr an dieses Versprechen gebunden. Andere, wie der republikanische Präsidentschaftskandidat von 2012, Mitt Romney, haben nicht nur Donald Trump in vielen öffentlichen Reden schlechtgemacht und ihn als Betrüger bezeichnet, sie haben auch lange Zeit versucht, einen unabhängigen oder anderen Kandidaten für die Wahl im November zu finden, der doch noch anstelle von Trump die Republikanische Partei vertreten könnte.


Donald Trumps Kritiker in seiner Partei müssen verstehen, dass die Partei in den letzten Jahren ihre Mitglieder und Wähler durch ihre Politik verärgert hat. Jetzt, im Jahre 2016, melden sich jedoch diese Wähler, sozusagen die Parteibasis, zurück und sie haben in Donald Trump einen lautstarken Anführer gefunden. Diese Kräfte, die durchaus einen großen Teil der republikanischen Wählerschaft ausmachen, fordern strengere Maßnahmen gegen illegale Einwanderung und sind gegen weitere internationale Freihandelsabkommen, sie lehnen politische Korrektheit ab und sind für eine selbstbewusste, auf nationale Interessen abgestimmte Außenpolitik. In einer offensichtlichen Revolte gegen das sogenannte Partei-Establishment entschieden sich fast zwei Drittel der republikanischen Wähler in den Vorwahlen für politische Outsider wie Donald Trump, Ben Carson oder Ted Cruz.


Dies ist auch der Grund, warum Attacken des Partei-Establishments auf Donald Trump verpuffen, er besetzt Themen, die von der Parteispitze aus Rücksicht auf Spender und Interessengruppen nicht vertreten werden, die aber bei der Parteibasis sehr wohl populär sind. 60% der Republikaner haben bei sogenannten Exit Polls, also Umfragen nach der Stimmabgabe, erklärt, dass sie sich von ihrer eigenen Partei betrogen fühlen. (6)


Während der Obama-Regierung hat sich die Republikanische Partei verändert. Die Tea-Party-Bewegung gewann an Einfluss und Macht innerhalb der Partei, dank ihrer hohen Mobilisierungsfähigkeit von Wählerstimmen in den Jahren 2010 und 2014 konnte sie die Mehrheit im Repräsentantenhaus und im Senat erobern. Obwohl sich das Programm der Tea-Party-Bewegung nicht gänzlich mit dem von Donald Trump deckt, scheint es doch eine starke Zusammenarbeit zu geben. Donald Trump spricht die Sprache der Tea Party und stimmt mit ihnen in Hinsicht auf die Ablehnung internationaler Handelsabkommen, die Befürwortung einer restriktiven Einwanderungspolitik und niedriger Steuern überein. (7)


Donald Trumps Opposition gegenüber dem Irakkrieg war und ist vehement. Vor dem Einmarsch bezeichnete er diesen in Zeitungskolumnen als schweren Fehler und bei Wahlkampfveranstaltungen wird er nicht müde, nicht nur die amerikanischen Verluste (Soldaten, die gestorben sind, sowie finanzielle Ressourcen) zu beklagen, sondern er erinnert auch an die Millionen Iraker, die als Konsequenz des Krieges und der darauf folgenden Unruhen ihr Leben verloren. Allerdings ist Trump auch kein reiner Isolationist, er hinterfragt nur das ständige und kostspielige militärische Engagement Amerikas, wenn nicht ureigenste Interessen Amerikas bedroht sind.


Noch nie gab es so viele Kandidaten bei einer Vorwahl


Es ist keine Frage, dass die hohe Anzahl der bei der republikanischen Vorwahl angetretenen Kandidaten Donald Trump geholfen hat. In einem dermaßen unübersichtlichen Kandidatenfeld von 17 (!) Namen kam ihm seine große Bekanntheit zugute. Außerdem konnte er sich als differenziert und einzigartig positionieren, indem er alle Kandidaten mit politischer Erfahrung als mit demselben Fehler behaftet darstellte: „All diese Politiker: nur reden, aber keine Taten.“ Am wichtigsten war aber der Effekt, dass sich viele prominente Unterstützer und Spender aufgrund der großen Anzahl an Kandidaten lange zurückhielten, bevor die bekanntgaben, wen sie nun unterstützen würden. Dies reduzierte die Macht der Parteispitze, Einfluss auf die Wahl auszuüben. Obwohl Donald Trump schon bald nach seinem Einstieg die Umfragen anführte, hatte keiner der anderen Kandidaten einen Anreiz, ihn zu attackieren. Sie wollten lieber gegen andere Kandidaten gewinnen, um dann später als der „vernünftige” Kandidat des geeinten Partei-Establishments Trump ausschalten zu können. Dadurch wurde aber Donald Trump als Kandidat legitimiert und andere Kandidaten mit politischer Erfahrung wurden beschädigt. Es blieben zu lange zu viele Kandidaten mit geteilter Unterstützung im Rennen, um den Aufstieg von Donald Trump ernsthaft zu gefährden. Am entscheidenden Super Tuesday, an dem viele Bundesstaaten gleichzeitig wählen, waren noch fünf Kandidaten im Rennen. Erst als bereits zwei Drittel der Delegierten festgelegt worden waren, schrumpfte das Feld auf nur noch drei Kandidaten, aber es kam nie wirklich zu einem Duell.


Eine weitere Konsequenz der vielen Mitbewerber war, dass die in Opposition zu Trump stehenden Kandidaten lange Zeit weder geeint noch gut organisiert waren und auch nicht die finanziellen Mittel hatten, die ihnen bei weniger Kandidaten zur Verfügung gestanden hätten. Alle anderen Kandidaten, die Parteiführung der Republikaner sowie die Medien unterschätzten Donald Trump. Die erfahreneren Kandidaten verwendeten kostbare Zeit und Geld darauf, einander zu attackieren. Diese individuell richtigen Entscheidungen haben in ihrer Gesamtheit Trump geholfen. Donald Trump konnte so in den Umfragen vorne bleiben, er erschien vielen als „Larger than life“-Kandidat, als der übermächtige Outsider, der die Politiker dabei beobachtete, wie sie sich selbst attackierten, ganz so, wie sie es sonst im Kongress machten. Auf diese Weise war er nie gefordert, seine Politik und seine geplanten Maßnahmen im Detail zu erörtern, sondern er konnte in Ruhe sein Image als Leader aufbauen.


Jeder Kandidat möchte die Umfragen anführen, aber nur Donald Trump hatte den Willen, alles dafür zu geben. Er begeisterte und elektrifizierte die Wähler, verstand es, die maximale Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, und zwang allen Konkurrenten seine Strategie auf. Durch seine Führung in den Umfragen stand er einmal mehr als Gewinner und Leader im Rampenlicht, bestimmte die Themen und definierte das Image seiner Gegner, anstatt ihnen die Möglichkeit zur Selbstdarstellung zu geben.


Seine Aussage zur illegalen Immigration aus Mexiko war ideal geeignet, ihm sofort hohe Medienaufmerksamkeit zu verschaffen, sie brachte ihm die Zustimmung einer loyalen und begeisterten Anhängerschaft und katapultierte ihn an die Spitze der Umfragen. Als weitere Strategie wollte er nicht nur die Umfragen anführen, sondern auch die meiste Medienzeit bekommen. Wann immer ein anderer Kandidat in den Umfragen höhere Werte erzielte oder ein anderes Thema aufkam, versuchte er entweder durch persönliche Attacken oder neue kontroverse Aussagen die Aufmerksamkeit der Medien wieder auf sich zu lenken. Soziale Medien und Media Buzz sind gute Indikatoren, um das Momentum der Kandidaten unter den Wählern und deren Stimmungslage abzuschätzen. Donald Trump wollte die Themen dominieren und dadurch die Berichterstattung der Medien. Zuerst war das Thema die illegale Immigration, dann die internationalen Handelsvereinbarungen, darauf die Veteranen und das US-Militär und danach die Strategie gegen den IS, den Terror und die Einwanderung von radikalen Islamisten.


Donald Trump: Persönlichkeit, Marke und Media Hype


Die Persönlichkeit


Donald Trump wollte schon seit langer Zeit für die Präsidentschaft kandidieren, zuletzt für die Reformpartei im Jahre 2000. Nach acht Jahren Obama, mit 70 Lebensjahren und drei Kindern mit genug Erfahrung, dass sie die Firma übernehmen können, die er aufgebaut hatte, war er bereit, anzutreten. Wie er es ausdrücken würde, entschied er sich, zu kandidieren, weil er Amerika auf dem Weg nach unten sieht, gelähmt von der Pattsituation beider Parteien in Washington und außenpolitisch nicht mehr respektiert, und weil er fest daran glaubt, derjenige zu sein, der Amerika wieder auf Vordermann bringen kann.


In den US-Vorwahlen geht es immer sehr stark um die Persönlichkeit der Kandidaten und weniger um deren konkret angekündigte politische Maßnahmen. Wenn ein republikanischer Wähler nach einem Kandidaten suchen würde, der den möglichst größten Gegensatz zu Obama darstellen soll, würde er bei Trump landen, denn dieser ist in jeder Hinsicht ein Anti-Obama, sowohl von seinem Auftreten her als auch von den politischen Ansichten bis hin zu seinem Aussehen.


Obama ist von seiner Art her noch immer der „Community Organizer“, der mit Hilfe eines Teleprompters wunderschöne Reden halten kann. Sein Auftreten ist durch Leichtigkeit, Integrität und Bescheidenheit und eine introvertierte Haltung geprägt. Die Amerikaner sehen ihn kaum emotional, zornig, schreiend oder aggressiv, allerdings wird er auch als moralisierend oder oberlehrerhaft wahrgenommen. Bei den meisten Themen ist er wie ein Analyst oder Politikberater, seine Emotionen und seine Leidenschaft sind für Themen wie Waffengesetze, Klimaerwärmung oder die Rechte Homosexueller und von Transgender-Personen reserviert. Er hat eine charmante und gewinnende Art und kann in Hawaii Wellenreiten sowie in der Öffentlichkeit singen oder Basketballkörbe werfen.


Donald Trump hingegen ist der laute Immobilientycoon, der im Fernsehen berühmt wurde durch den Satz „You are fired“, mit dem er in seiner Reality-Show Kandidaten entließ, die bei der Lösung von Aufgaben nicht die erwünschte Leistung erbrachten. Er ist das Verkaufsgenie, das harte Wörter benutzt und in kurzen und einfachen Sätzen spricht, die wie der Alltagssprache entnommen klingen, und er scheint ständig zornig zu sein oder aufgebracht. Er strahlt Erfolg aus, harte Arbeit und vor allem Durchsetzungskraft. Er spiegelt die Stimmung seiner Wähler und unterteilt die Welt um ihn herum auf polternde Weise ständig in Freunde und Feinde, Gewinner und Verlierer. Er benutzt den Reagan-Slogan „Make America Great Again“ in seinem Wahlkampf und betont seine „America First“-Strategie, also eine an Amerikas Interessen ausgerichtete Außenpolitik. Donald Trump symbolisiert sehr stark den American Way of Life, den erfolgreichen Geschäftsmann, der immer reicher und mächtiger werden will und dabei sehr puritanisch agiert: harte Arbeit und kein Alkohol.


Zu einer Zeit, in der viele Politiker sich besonders stark um Political Correctness bemühen, aber in der gleichzeitig das Land wie gelähmt erscheint, weil sich ein linker Präsident und ein rechter Kongress unversöhnlich gegenüberstehen, sticht ein Kandidat wie Donald Trump besonders hervor. Er wird als authentisch wahrgenommen, als apolitisch und als „Advokat der Arbeiterklasse“, obwohl er ein sehr abgehobenes Milliardärsleben führt. Trump sieht sich selbst als die Stimme des Volkes und benutzt dabei sehr stark Twitter und andere soziale Medien, um seine Botschaft direkt mit seinen Anhängern zu teilen, ohne den Umweg über die traditionellen Medien.
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